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Ä n d e r u n g s s a t z u n g 
zur Hauptsatzung der Gemeinde Altenberge 

vom 13. November 2007 
 
 
 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 3 Satz 1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV.NW. S. 666 ff.), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
03. Mai 2005 (GV.NRW. S. 498), hat der Rat der Gemeinde Altenberge in seiner Sit-
zung am 05.11.2007 folgende Änderungssatzung zur Hauptsatzung der Gemeinde 
Altenberge vom 16.11.1999 beschlossen: 
 
 
 

Artikel I 
 
 
§ 3 erhält folgende Fassung: 
 

§ 3 
 

Gleichstellung von Frau und Mann 
 
 
(1) Der Bürgermeister bestellt eine hauptamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte. 
 
(2) Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei allen Vorhaben und Maßnahmen der 

Gemeinde mit, die die Belange von Frauen berühren oder Auswirkungen auf die 
Gleichberechtigung von Frau und Mann und die Anerkennung ihrer gleichberech-
tigten Stellung in der Gesellschaft haben. Ferner obliegt ihr die Aufstellung und 
Änderung des Frauenförderplanes sowie die Erstellung des Berichts über die 
Umsetzung des Frauenförderplanes. 

 
(3) Der Bürgermeister unterrichtet die Gleichstellungsbeauftragte über geplante 

Maßnahmen gem. Abs. 2 rechtzeitig und umfassend. 
 
(4) Die Gleichstellungsbeauftragte kann, soweit Beratungsgegenstände ihres Aufga-

benbereiches behandelt werden, an Sitzungen des Verwaltungsvorstands, des 
Rates und seiner Ausschüsse teilnehmen. 

 
 Ihr ist auf Wunsch das Wort zu erteilen. Sie kann die Öffentlichkeit über Angele-

genheiten ihres Aufgabenbereiches unterrichten. Hierüber ist der Bürgermeister 
vorab zu informieren. Die Entscheidung, ob ein Beratungsgegenstand eine Ange-
legenheit des Aufgabenbereichs der Gleichstellungsbeauftragten ist, obliegt dem 
Bürgermeister bzw. bei Ausschusssitzungen der/m Ausschussvorsitzenden. 
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(5) Die Vorlagen und Vorabinformationen zu Beratungsgegenständen, die den übri-
gen Rats- bzw. Ausschussmitgliedern zugesandt werden, sind spätestens gleich-
zeitig auch der Gleichstellungsbeauftragten zuzuleiten, sofern Angelegenheiten 
ihres Aufgabenbereichs in Frage stehen. 

 
(6) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in Angelegenheiten, die ihren Aufgabenbe-

reich berühren, den Beschlussvorlagen des Bürgermeisters widersprechen; in 
diesem Fall hat der Bürgermeister den Rat zu Beginn der Beratung auf den Wi-
derspruch und seine wesentlichen Gründe hinzuweisen.  

 
 
 

Artikel II 
 
 
Die Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde Altenberge tritt mit sofortiger Wirkung 
in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 

 
 
 
 
 
Die vorstehende Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde Altenberge 
wird hiermit öffentlich bekanntgegeben. 
 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NW) wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der GO NW beim Zustandekommen dieser Verordnung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn 
 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-

verfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) diese Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
 
 
48341 Altenberge, den 13. November 2007 
 
 
 
 Gemeinde Altenberge 
 Der Bürgermeister 
 
 
 
 gez. Paus 
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